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Öffentlich-rechtlicher Vertrag über die Bildung einer 

Verwaltungsgemeinschaft zur Berechnung der 

Ermäßigung/Übernahme von Kostenbeiträgen (Elternbeiträge) für den 

Besuch von Kindertageseinrichtungen zwischen dem Kreis 

Dithmarschen und dem Amt Mitteldithmarschen 

 

 

 Das Amt Mitteldithmarschen, vertreten durch den Amtsdirektor 

 

 

und 

 

der Kreis Dithmarschen als örtlicher Träger der Jugendhilfe, vertreten durch den Landrat, 

 

schließen aufgrund des § 19 a des Gesetzes über kommunale Zusammenarbeit (GkZ) in 

der Fassung vom 28.02.2003 (GVOBl. Schl.-H. S. 122), zuletzt geändert durch Gesetz vom 

05.02.2025 (GVOBl. Schl.-H. 2025 Nr. 27) in Verbindung mit § 121 ff. des Allgemeinen 

Verwaltungsgesetzes Schleswig-Holstein (LVwG) in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 02.06.1992 (GVOBl. Schl.-H. S. 243) zuletzt geändert durch Gesetz vom 10.06.2025 

(GVOBl. Schl.-H. 2025 Nr. 76) folgenden 

 

 

öffentlich-rechtlichen Vertrag 

über die Bildung einer Verwaltungsgemeinschaft  

 

 

§ 1 

 

 

Das Amt Mitteldithmarschen verwaltet für den Kreis Dithmarschen die Berechnung der 

Ermäßigung/Übernahme von Kostenbeiträgen (Elternbeiträge) für den Besuch von 

Kindertageseinrichtungen nach § 90 des Achten Buches Sozialgesetzbuch – Kinder- und 

Amtliche Bekanntmachung 



Jugendhilfe – (SGB VIII) in Verbindung mit § 7 des Gesetzes zur Förderung von Kindern in 

Kindertageseinrichtungen und in Kindertagespflege (Kindertagesförderungsgesetz – 

KiTaG) (Ermäßigungsverfahren).  

 

Die Verwaltung durch das Amt Mitteldithmarschen erstreckt sich auf das Gebiet des Amts 

Mitteldithmarschen. Das Amt Mitteldithmarschen führt die Verwaltung mit eigenem 

Personal und mit eigenen Sachmitteln aus. 

 

Dazu gehört: 

a) die Entgegennahme der Anträge auf Ermäßigung/Erlass  

b) die Prüfung der Angaben in den Anträgen, Berechnung der Leistung und 

c) die Entscheidung über die Gewährung der Leistungen in Form der Ermäßigung/des 

Erlasses (Sozialstaffel), einschließlich der Erteilung eines rechtsmittelfähigen Bescheides. 

 

 

Für die Bearbeitung der Ermäßigungs-/Erlassverfahren sind die vom Kreis Dithmarschen 

vorgegebenen Vordrucke und Bescheidvorlagen sowie das vorgegebene 

Fachprogramm zu nutzen. Die fachlichen Weisungen (Arbeitshinweise) der 

Sozialstaffelfachaufsicht des Fachdienstes Wirtschaftliche Jugendhilfe sind zu beachten.  

 

 

 

§ 2 

 

 

Die Kosten der Ermäßigung/des Erlasses der Elternbeiträge trägt der Kreis Dithmarschen. 

Die Abrechnung erfolgt direkt zwischen dem Kreis Dithmarschen und dem Träger der 

Kindertageseinrichtung.  

 

Für jeden abschließend bearbeiteten Antrag (§ 1 a) bis c)), der mit einer 

Bedarfsberechnung verbunden ist, erhält das Amt Mitteldithmarschen eine 

Fallkostenpauschale in Höhe von 34,00 €. Für Anträge von Empfängern von Leistungen 

nach den Sozialgesetzbüchern II und XII (SGB II / SGB XII), dem Wohngeldgesetz, dem 

Asylbewerberleistungsgesetz oder bei Bezug von einem Kinderzuschlag gem. § 6a des 

Bundeskindergeldgesetzes erhält das Amt Mitteldithmarschen 8,50 € je bearbeiteten 

Antrag.  

 

Die Anpassung der Fallkostenpauschale erfolgt in regelmäßigem Abstand von 3 Jahren 

unter Berücksichtigung der Tarifsteigerungen für den öffentlichen Dienst immer zum 01.04. 

eines Jahres (somit erstmalig 3 Jahre nach Vertragsabschluss zum 01.04.2029) und 

berücksichtigt die Abrechnung des jeweiligen Vorjahres. 

 

Durch die Begleichung der Fallkostenpauschale sind sämtliche personellen und 

sächlichen Aufwendungen abgegolten. 

 

Eine Auszahlung der Fallpauschale erfolgt jeweils zum 01.05. eines jeden Jahres auf 

Anforderung und Nachweis des Amts Mitteldithmarschen durch den Kreis Dithmarschen 

nachträglich für das vorangegangene Jahr. 

 

 

§ 3 

 



Die Widerspruchsbehörde ist der Kreis Dithmarschen - Der Landrat -, Fachdienst 

Wirtschaftliche Jugendhilfe. 

 

In Fällen, in denen einem Widerspruch nach erster Überprüfung durch das Amt 

Mitteldithmarschen abgeholfen werden kann, ergeht der Bescheid direkt durch die 

Amtsverwaltung. In allen anderen Fällen entscheidet der Kreis Dithmarschen direkt.  

 

 

§ 4 

 

Aufgrund der Verarbeitung von personenbezogenen Daten ist ein Vertrag über die 

Auftragsverarbeitung (AVV) zwischen dem Amt Mitteldithmarschen und dem Kreis 

Dithmarschen gesondert abzuschließen. Die Wirksamkeit und Geltung dieses Vertrags 

bleiben von dem Vertrag über Auftragsverarbeitung und zukünftigen Anpassungen 

unberührt, sofern diese nicht wesentlich diesem Vertrag widersprechen. 

 

§ 5 

 

 

Dieser Vertrag tritt mit Wirkung vom 01.01.2026 in Kraft. Gleichzeitig wird der zwischen 

dem Amt Mitteldithmarschen und dem Kreis Dithmarschen bestehende öffentlich-

rechtliche Vertrag vom 18.02.2010, zuletzt geändert am 12.11.2020, aufgehoben. An 

seine Stelle tritt dieser Vertrag. 

 

 

Er wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. 

 

Der Vertrag kann mit einer Frist von 6 Monaten zum Ende eines Jahres schriftlich 

gekündigt bzw. im beidseitigen Einvernehmen jederzeit aufgehoben werden. 

 

§ 127 LVwG bleibt unberührt. 

 

 

 

 

 

 

Meldorf, den 26.02.2026 Heide, den 30.03.2026 

Amt Mitteldithmarschen Kreis Dithmarschen 

- Der Amtsdirektor -                 - Der Landrat - 

 

 

Gez.  Gez. 

Amtsdirektor Landrat 

Stefan Oing                      Thorben Schütt 
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